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Landgericht Berlin stärkt Mieterschutz bei 

Modernisierungen in zeitlicher Hinsicht: Keine 

Duldungspflicht bei Modernisierung von einem Jahr!  

Das Landgericht Berlin - 65 S 301/15 - hat mit Urteil vom 17.02.2016 den Mieterschutz bei 

Modernisierungen in Berlin in zeitlicher Hinsicht gestärkt 

(https://www.berlin.de/gerichte/presse/pressemitteilungen-der-ordentlichen-

gerichtsbarkeit/2016/pressemitteilung.470780.php). 

Umfassende Modernisierungs- und Instandsetzungsarbeiten sind von einem Mieter nicht zu 

dulden, wenn eine Bauzeit von zwölf Monaten geplant und der Mieter aufgrund des Umfangs 

der in Aussicht genommenen Arbeiten monatelang nicht in seiner Wohnung verbleiben kann. 

In den Entscheidungsgründen des vorgenannten Urteils des Landgerichts Berlin heißt es wie 

folgt: "Der Kläger selbst geht hier in seinem Ankündigungsschreiben mit Blick auf die Dauer 

sowie die Art und den Umfang der Arbeiten davon aus, dass ein Verbleib des Beklagten in der 

Wohnung für die Dauer von 12 Monaten nicht möglich sein wird. Zu seinen Gunsten kann 

auch unterstellt werden, dass - entgegen der Ankündigung, die hinsichtlich ihres Inhaltes 

allerdings nicht nachgebessert, sondern nur erneut erklärt werden kann, da es im 

Modernisierungsrecht an einer § 558b Abs. 3 BGB vergleichbaren Vorschrift fehlt - ein 

Verbleib in der Wohnung nunmehr "nur" über 9 Monate ausgeschlossen sein soll. Das 

Erfordernis der vollständigen Räumung der Wohnung, darüber hinaus für einen nicht nur 
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kurzen Zeitraum ist ein gravierender Eingriff, der bereits das Bestandsinteresse des Beklagten 

an der Wohnung betrifft und ohne weiteres als Härte zu bewerten, denn die Wohnung soll ihm 

- wenngleich zeitgleich beschränkt, so doch - vollständig entzogen werden. 

Aufgrund der Bedeutung und Gestaltung der Wohnung als privatem Rückzugsraum stellt sich 

(in der Regel) jede auch nur zeitlich und/oder räumlich beschränkte Räumung als Belastung 

dar, deren Gewicht mit der Dauer und den konkreten Bedingungen korreliert. Bewegt sich die 

Dauer im Bereich sozial üblicher Ortsabwesenheiten, wie etwa im Rahmen eines Urlaubs, 

mag eine Zumutbarkeit - in Abhängigkeit von den weiteren Umständen und Bedingungen - 

eher zu bejahen sein. Davon kann bei einer monatelangen, vollständigen Aufgabe der 

Wohnung, verbunden mit der zusätzlichen Belastung einer anderweitigen Unterbringung der 

in der Wohnung befindlichen Einrichtung bei lebensnaher Betrachtung in der Regel - so 

jedenfalls unter den hier gegebenen Bedingungen - nicht mehr ausgegangen werden." 

"Der AMV - Alternativer Mieter- und Verbraucherschutzbund e. V. begrüßt die zeitliche 

Begrenzung von Modernisierungsarbeiten im Interesse der Mieterinnen und Mieter 

ausdrücklich", sagt der 1. Vorsitzende des AMV, RA Uwe Piper. "Die grundsätzliche Pflicht 

zur Duldung von Modernisierungsarbeiten muss eine zeitliche Grenze haben, da anderenfalls 

die Härtefallklausel des § 555d BGB in ihrem Geltungsbereich ausgehöhlt würde", so Piper. 

"Mieterinnen und Mietern, die eine Modernisierungsankündigung erhalten, ist dringend 

anzuraten, sich Rechtsrat bei einem Mieterverein oder einem im Mietrecht spezialisierten 

Rechtsanwalt einzuholen, da sie die komplexe Materie nur schwerlich überschauen können", 

meint Piper. "Auf keinen Fall dürfen Mieter die Ausschlussfrist des § 555d Abs. 3 BGB 

verpassen, da sie ansonsten mit dem Einwand von Härtegründen ausgeschlossen sind", 

schließt Piper. 

Berlin, den 28.04.2016 

Ass. Marcel Eupen, Pressesprecher des AMV 

 

 

 

 

 

 

  


